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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Politik auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage im Anschluß 
an das Memorandum der Kommission über eine gemeinschaft- 
liche Politik der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Entwick- 
lungshilfe 

ein Programm für eine erste Reihe von Maßnahmen, 

das mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 4. Februar 1972 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden ist. 

Das ursprüngliche Memorandum ist mit meinem Schreiben vom 
4. Oktober 1971 - 1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Po 5/71 -*) übersandt 
worden. 

Der Zeitpunkt der Behandlung des Kommissionsmemorandums 
sowie des Programms für eine erste Reihe von Maßnahmen im 
Rat der EG ist noch nicht abzusehen. 
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Einleitung 


1. Anläßlich der Genehmigung im Juli 1971 der 
Zusammenfassung eines „Memorandums über eine 
gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern" - hierzu gehören zwei 
Bände, von denen einer eine eingehende Unter- 
suchung der zwölfjährigen Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern (Band 2) und der andere eine 
allgemeine statistische Dokumentation (Band 4) ent- 
hält - hatte die Kommission ihre Absicht bekundet, 
noch ein drittes Dokument folgen zu lassen, in wel- 
chem von den allgemeinen Leitlinien in der Zusam- 
menfassung zu einem Aktionsprogramm übergegan- 
gen wird. 

2. Nach den Vorstellungen der Kommission soll die 
Zusammenfassung eine Aussprache über die Ge- 
samtausrichtung einer gemeinschaftlichen Politik der 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern im 
Rahmen der Organe und der Mitgliedstaaten herbei- 
führen sowie einen Prozeß auslösen, der rasch zu 
einer ersten Reihe konkreter Maßnahmen führen 
soll. 

In dem vorliegenden Bericht will die Kommission 
einen genaueren Überblick über eine erste Reihe 
konkreter Maßnahmen vermitteln und hierzu eine 
Auswahl unter den in der Zusammenfassung auf- 
geführten Maßnahmen treffen, was jedoch nicht be- 
sagt, daß sie von den Maßnahmen Abstand nimmt, 
die in diesem Bericht nicht aufgeführt werden. Alle 
in der Zusammenfassung erwähnten Maßnahmen 
sowie die ihnen zugrunde liegenden Erwägungen 
bleiben also weiterhin aktuell. 

3. Die von der Kommission getroffene Wahl läßt 
erkennen, daß sie ihre Bemühungen auf die kon- 
krete Ausarbeitung von Vorschlägen für diese erste 


Reihe von Maßnahmen richtet, von denen einige 
übrigens im Hinblick auf die dritte UNCTAD auf 
Gemeinschaftsebene ausgearbeitet werden können. 

4. Unabhängig von der Erörterung der Leitlinien 
und der Vorbereitung der ersten konkreten Maß- 
nahmen behält sich die Kommission vor, politische 
Ausführungen über die Frage der Beziehungen zwi- 
schen einer erweiterten Gemeinschaft und den Ent- 
wicklungsländern im Hinblick auf die Gipfelkonfe- 
renz der Staatschefs der Gemeinschaft zu machen, 
auf der diesen Fragen ein großer Platz eingeräumt 
werden muß. 

5. Bei der ersten Auswahl von Maßnahmen ist die 
Kommission von folgenden Überlegungen ausgegan- 
gen: 

— einige der Maßnahmen in der Zusammenfassung 
beruhen auf früheren Beschlüssen oder sind an 
demnächst fällige Termine gebunden. Zu diesen 
Maßnahmen wird die Kommission entsprechend 
den bereits festliegenden oder noch festzusetzen- 
den Terminen genaue Vorschläge unterbreiten. 
Daher brauchen sie hier nicht erläutert zu wer- 
den; 

— bei dem derzeitigen Stand der Dinge wurde es 
für zweckmäßig gehalten, keine weiteren Über- 
legungen über Maßnahmen anzustellen, deren 
Erörterung verfrüht erscheint; 

— dagegen scheint es angebracht, sich in diesem 
ersten Abschnitt auf Probleme zu konzentrieren, 
deren Besprechung in den internationalen Gre- 
mien und innerhalb der Gemeinschaft so weit 
gediehen ist, daß der Übergang zu Taten gerecht- 
fertigt erscheint. 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3203 


Programm für eine erste Reihe von Maßnahmen 

KAPITEL I 

MASSNAHMEN ZUR FORDERUNG 
DER AUSFUHREN DER ENTWICKLUNGSLÄNDER 

Abschnitt 1 : 

Übereinkommen über Erzeugnisse 

/. Internationales Kaffee-Übereinkommen 1973 

A. Es sei daran erinnert, wie wichtig dieses Er- 
zeugnis für die Entwicklungsländer ist, denn Kaffee 
steht im internationalen Handel - wird von Erdöl 
abgesehen - wertmäßig an der Spitze der Grund- 
erzeugnisse. Seit etwa zehn Jahren ist dieser Markt 
international organisiert, denn das erste Überein- 
kommen zwischen den meisten Produzenten- und 
gleichzeitig Entwicklungsländern und den kaffee- 
verbrauchenden Industrieländern wurde 1972 ab- 
geschlossen. 

Diese Organisation begnügt sich nicht, mit Hilfe 
eines Quoten- und Preissystems die Voraussetzun- 
gen für ein kurzfristiges Gleichgewicht zu schaffen; 
über eine Diversifizierungspolitik, für deren Finan- 
zierung bei der Internationalen Kaffee-Organisation 
(IKO) ein Fonds eingerichtet wurde, bemüht sie sich 
auch um ein mittel- und langfristiges Gleichgewicht. 

B. Das zur Zeit geltende Übereinkommen läuft im 
Oktober 1973 ab; die ersten Arbeiten zu seiner Er- 
neuerung werden 1972 im Rahmen der Internationa- 
len Kaffee-Organisation aufgenommen. 

Nach der Einschränkung der brasilianischen Erzeu- 
gung haben sich die Marktprognosen so einschnei- 
dend geändert, daß die Aufteilung des Weltmarktes 
auf die Produzentenländer über die Zuteilung von 
im Übereinkommen festzusetzenden Grundkontin- 
genten schwierige Probleme aufwerfen wird. Wahr- 
scheinlich werden die Produktionsziele, die Pro- 
gramme des Diversifizierungsfonds, die Preisver- 
hältnisse zwischen den einzelnen Kaffeesorten er- 
neut ausgehandelt werden müssen. 

Eine konkrete Maßnahme der Gemeinschaft in die- 
sem Bereich setzt natürlich voraus, daß sie sich tat- 
sächlich an den Verhandlungen vor Erneuerung des 
Übereinkommens und dann am neuen Übereinkom- 
men selbst beteiligt, wie dem Rat bereits von der 
Kommission vorgeschlagen wurde. 

Ganz abgesehen von den keineswegs unerheblichen 
Problemen bei der Durchsetzung der Interessen der 
Verbraucherländer im Rahmen des Übereinkom- 
mens werden hier die Möglichkeiten der Gemein- 
schaft zum konkreten Handeln unter dem Gesichts- 
punkt der Zusammenarbeit mit allen betroffenen 
Entwicklungsländern angeschnitten, für die dieses 
Übereinkommen ein wichtiges Instrument bildet. 


Als letztes Ziel sollte der gemeinschaftlichen Politik 
ein langfristiges Gleichgewicht zwischen Produktion 
und Verbrauch vorschweben, wobei das Gewicht auf 
die verschiedenen Aktionsmöglichkeiten zu legen 
ist, die im gegenwärtigen Übereinkommen bereits 
vorhanden sind, mit deren praktischer Anwendung 
allerdings gerade erst begonnen wurde. Es handelt 
sich also weniger um eine Änderung des Überein- 
kommens als um eine bessere Nutzung des vorhan- 
denen Instrumentariums im Rahmen des neuen 
Übereinkommens von 1973: ■ 

— Überprüfung und Harmonisierung der Produk- 
tionskontrollpläne, der 1969 festgelegten Ziele 
und der Diversifizierungsprogramme; 

— Verbesserung der Exportnormen zur Hebung der 
Qualität einiger Kaffeesorten und zur Bekämp- 
fung der rückläufigen Tendenz oder Stagnierung 
des Verbrauchs in den Industrieländern; 

— Ausarbeitung von Hilfen, die den Schwierigkei- 
ten der kleinen und mittleren Produzenten an- 
gepaßt sind, also der Unterzeichnerländer, die 
zu den am wenigsten entwickelten Ländern zäh- 
len und deren Wirtschaft hauptsächlich vom 
Kaffee abhängt. 

Aufgabenbereich und Ziele des zur Zeit bestehenden 
Instruments, des Diversifizierungsfonds, müßten er- 
weitert werden, damit der Fonds sich noch anderen 
Tätigkeiten widmen kann als denen, die unmittelbar 
mit der Produktionseinschränkung Zusammenhän- 
gen, wie Lagerinfrastruktur, Anlagen zur Kaffeeauf- 
bereitung und -Verpackung, Verbesserung der Ver- 
marktungswege, Diversifizierung der Absatzmärkte 
usw. 

Angesichts der Tätigkeit, die die Gemeinschaft seit 
über zehn Jahren in einer Reihe von Produzenten- 
ländern, die sowohl Mitglied bei der Internationalen 
Kaffee-Organisation als auch mit der Gemeinschaft 
assoziiert sind, im Rahmen des Europäischen Ent- 
wicklungsfonds ausübt, und da außerdem das kurz- 
fristige Gleichgewicht nicht von dem nur über eine 
Diversifizierung der Strukturen zu erreichenden 
mittel- und langfristigen Gleichgewicht zu trennen 
ist, müßte sie sich aktiv an der Verwirklichung die- 
ser Politik beteiligen können, einer Politik, die zu 
einer dauerhaften Sanierung des Weltkaffeemarktes 
führen soll. 

Eine Möglichkeit zum konkreten Handeln und damit 
zur Einflußnahme auf die einzuschlagende Richtung 
und zur Erleichterung der Koordinierung der ver- 
schiedenen Konzepte und Finanzierungsquellen für 
die Diversifizierungshilfe hätte die Gemeinschaft, 
wenn sie sich in angemessener Form mit größeren 
Beträgen an dem Diversifizierungsfonds der Inter- 
nationalen Kaffee-Organisation beteiligen könnte, 
zu dem gegenwärtig nur zwei Mitgliedstaaten einen 
finanziellen Beitrag leisten wollen. 

Falls der IKO-Fonds umgestaltet und zu einem ech- 
ten Instrument des Gleichgewichts zwischen An- 
gebot und Nachfrage wird, wäre eine Beteiligung 
der Gemeinschaft in Form von Darlehen angezeigt. 
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II. Die Verhandlungen 

über ein internationales Kakao-Übereinkommen 

Obgleich Kakao weltweit für die Wirtschaft der Ent- 
wicklungsländer von geringerer Bedeutung ist als 
andere Grunderzeugnisse, so bleibt er doch für die 
Wirtschaft mehrerer afrikanischer und lateinameri- 
kanischer Entwicklungsländer ein wichtiges Erzeug- 
nis. Die chronische Unsicherheit des Weltmarktes 
bildet die Erklärung dafür, daß man sich seit über 
zehn Jahren, bisher allerdings ohne Erfolg, um das 
Zustandekommen eines internationalen Überein- 
kommens bemüht. 

Angesichts einer bevorstehenden Wiederaufnahme 
der Konferenz über den Abschluß eines Überein- 
kommens muß die Gemeinschaft wegen ihrer vor- 
herrschenden Marktstellung die Initiativen weiter- 
verfolgen, die sie bei den UNCTAD-Konsultationen 
von 1971 zunächst auf der Ebene der Verbraucher- 
länder ergriffen hat, um noch ungeklärte grund- 
legende Fragen zu präzisieren und annehmbare Lö- 
sungen vorzuschlagen. 

Hauptproblem bleiben die im Übereinkommen vor- 
zusehende Preishöhe sowie die Mechanismen zur 
Beibehaltung der Mindest- und Höchstpreise, näm- 
lich die Ausfuhrkontigentierung und der als Regu- 
lator dienende Lagervorrat. Die übrigen noch schwe- 
benden Fragen, die mit der Lösung dieses Grund- 
problems verbunden oder ihr untergeordnet sind, 
dürften den Verlauf der Verhandlungen nicht weiter 
behindern. 

1972 dürfte die entscheidende Wendung bringen, 
denn die hauptsächlich interessierenden Erzeuger- 
und Verbraucherländer können weder ein erneutes 
Fehlschlagen der Verhandlungskonferenz in Kauf 
nehmen, noch weiterhin jedes Jahr neue Beratun- 
gen führen. Der politische Wille zum Abschluß eines 
lebensfähigen Übereinkommens auf für beide Län- 
dergruppen annehmbaren Grundlagen dürfte klar 
zutage treten. 

Falls der Abschluß eines internationalen Überein- 
kommens 1972 nicht möglich sein sollte, müßte sich 
die Gemeinschaft an der Durchführung des von den 
Haupterzeugerländern vorgesehenen begrenzten 
Übereinkommens beteiligen, soweit die Ziele, ins- 
besondere im Bereich der Preise, unter Berücksich- 
tigung der berechtigten Interessen der Verbraucher- 
länder als annehmbar angesehen werden können. 
Der mögliche Abschluß eines internationalen Über- 
einkommens ohne die sofortige Beteiligung aller 
Verbraucherländer ist daher nicht auszuschließen. 

Eine derartige Haltung der Gemeinschaft ist im Hin- 
blick auf ihre Erweiterung und ihre Assoziations- 
politik von ganz besonderer Bedeutung. 

III. Berücksichtigung der Belange 

der zuckerproduzierenden Entwicklungsländer 

Die Wirtschaft einer großen Zahl von Entwicklungs- 
ländern hängt überwiegend, wenn nicht nahezu aus- 


schließlich, von ihren Zuckerexporten ab. Um die 
Belange dieser Länder besser zu berücksichtigen, 
hat die Gemeinschaft bereits erklärt, sie werde es 
sich nach ihrer Erweiterung angelegen sein lassen, 
die Interessen aller AASM und der unabhängigen 
Entwicklungsländer des Commonwealth wahrzuneh- 
men, deren Wirtschaft in hohem Maße von der 
Zuckerausfuhr abhängt, ohne jedoch die Bedeutung 
zu verkennen, die dieses Erzeugnis auch für andere 
Entwicklungsländer hat. Der Zuckerpolitik der Ge- 
meinschaft müßten daher folgende Leitlinien zu- 
grunde liegen: 

— Nach der Erweiterung der Gemeinschaft dürfte 
ihre Zuckerproduktion hinter dem Verbrauch 
Zurückbleiben, wobei sich die Differenz zwischen 
Produktion und Einfuhr der Gemeinschaft nach 
den gegenüber einigen Entwicklungsländern ein- 
gegangenen Verpflichtungen und nach der Lage 
der anderen Zucker exportierenden Entwick- 
lungsländer richtet. 

— Die Maßnahmen, die die Gemeinschaft gegebe- 
nenfalls mit den AASM und den Entwicklungs- 

, ländern des Commonwealth über Zucker treffen 
wird, werden ein wichtiger Bestandteil ihrer Be- 
teiligung am internationalen Zuckerübereinkom- 
men sein. 

— Gleichzeitig müßte die Gemeinschaft durch wei- 
tere Maßnahmen den Zuckerwarenverbrauch för- 
dern. Insbesondere eine Senkung der Zucker- 
warenbesteuerung würde ganz allgemein zu 
einem höheren Verbrauch dieser Erzeugnisse 
führen und damit sowohl den Produzenten der 
Entwicklungsländer als auch denen der Gemein- 
schaft zugute kommen. 

Abschnitt 2: 

Handelsfördernde Maßnahmen 

Bei dem für die heutige Zeit kennzeichnenden er- 
bitterten Wettbewerb im Handel genügt es nicht, 
tarifäre und nichttarifäre Behinderungen der Aus- 
fuhren der Entwicklungsländer zu beseitigen; damit 
ist nämlich noch keineswegs gewährleistet, daß die 
Erzeugnisse dieser Länder auf dem Markt der Indu- 
strieländer festen Fuß fassen. 

Auch die Entwicklungsländer müssen sich, und zwar 
in immer stärkerem Maße, bemühen,- die Vermark- 
tung ihrer Erzeugnisse dynamischer und zweckdien- 
lich zu gestalten, da sonst die Förderungsmaßnah- 
men der Industrieländer im Bereich der Zölle und 
Vorschriften nicht zu dem erwarteten Erfolg führen 
könnten. 

Nicht nur im Bereich der Zölle und Vorschriften 
muß die Gemeinschaft also tätig werden, sie muß 
noch weitere Maßnahmen ergreifen, die den Ent- 
wicklungsländern den Zugang zum Gemeinschafts- 
markt erleichtern können. Damit die Maßnahmen 
ins Gewicht fallen, könnte die Gemeinschaft hier 
nach dem Beispiel einiger ihrer Maßnahmen zugun- 
sten dere AASM verfahren. Doch darf nicht außer 
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acht gelassen werden, daß die AASM zu den ärm- 
sten der Entwicklungsländer zählen und daß Maß- 
nahmen, die auf sie Anwendung finden, nicht unter- 
schiedslos auf alle Entwicklungsländer ausgedehnt 
werden können, und sei es auch nur, weil viele von 
ihnen bereits über ausgeklügelte Verkaufsförde- 
rungsverfahren verfügen, mit denen gute Ergebnisse 
erzielt werden. In einer ersten Phase könnte die 
Gemeinschaft die Entwicklungsländer daher zweck- 
mäßigerweise bei folgenden Maßnahmen unterstüt- 
zen: 

— berufliche Weiterbildung der Führungskräfte des 
öffentlichen und privaten Produktions- und Ex- 
portsektors zur Erweiterung ihrer Kenntnisse 
über den Gemeinschaftsmarkt, besonders über 
die Vermarktungswege von der Einfuhr bis zum 
Verbraucher. Dieser Unterricht könnte in Form 
von Kurzseminaren an großen europäischen 
Handelsplätzen erteilt werden; 

— in den Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Nie- 
derlande und der Bundesrepublik, die bereits 
über derartige Stellen verfügen, Förderung der 
Einrichtung von Zentralstellen oder Ämtern für 
die Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern im Handelsbereich. Außerdem wäre eine 
Koordinierung zwischen diesen Zentralstellen 
auf Gemeinschaftsebene zweckmäßig, um vor 
allem die Arbeitsmethoden zu harmonisieren und 
um besseren Nutzen aus den Erfahrungen aller 
bei ihren Beziehungen mit den öffentlichen Ex- 
portstellen der Entwicklungsländer und den Pri- 
vatunternehmen zu ziehen. 

Zu den Aufgaben derartiger Stellen würde die 
regelmäßige Informierung der Handelsreferenten 
der Entwicklungsländer in den Mitgliedstaaten ge- 
hören, um sie über die Entwicklung der Gesetze und 
Vorschriften im Bereich der Einfuhren zu unterrich- 
ten; sie wären bei der Lösung konkreter Schwierig- 
keiten zu unterstützen und gegebenenfalls auf neue 
Expansionsmöglichkeiten für den Handel ihres Lan- 
des aufmerksam zu machen. 

Aus ähnlichen Überlegungen hat die Kommission 
die Absicht, demnächst Seminare zu veranstalten, 
damit die Exporteure der Entwicklungsländer opti- 
malen Nutzen aus den allgemeinen Zollpräferenzen 
ziehen können: 

— technische Hilfe zwecks besserer Normung der 
Erzeugnisse. Sofern die Entwicklungsländer dies 
wünschen, könnte die Entsendung von Fachleu- 
ten in Betracht gezogen werden, die Maßnahmen 
im Zusammenhang mit dem Aussortieren, Klas- 
sieren, der Aufmachung und Verpackung, Kenn- 
zeichnung und Umschließung einiger Erzeug- 
nisse vorschlagen könnten. In einigen Fällen 
könnte eine Maßnahme in diesen Bereichen dazu 
führen, daß die Erzeugnisse den einschlägigen 
Normen in den Mitgliedstaaten und auch dem 
Geschmack und den Gepflogenheiten der euro- 
päischen Kundschaft angepaßt werden. 


Die Kommission ist der Auffassung, daß die Han- 
delsförderung ein Bereich ist, der sich besonders gut 
zur Steigerung der Ausfuhren der Entwicklungslän- 
der eignet. Sie behält sich vor, hierzu detaillierte 
Vorschläge zu unterbreiten; die vorstehenden Aus- 
führungen vermitteln lediglich einen Überblick. 

Abschnitt 3: 

Allmähliche Abschaffung von Verbrauchsteuern 
auf tropische Erzeugnisse 

Der EWG-Vertrag führt zur Harmonisierung der 
indirekten Steuern, also auch der Verbrauchsteuern, 
zu denen die gehören, die gegenwärtig noch von 
einigen Mitgliedstaaten auf Lebens- bzw. Genuß- 
mittel aus den Entwicklungsländern (Kaffee, Tee, 
Bananen, Kakao) erhoben werden. Aufgrund dieses 
Harmoniserungserfordernisses arbeitet die Kommis- 
sion ein allgemeines Harmonisierungsprogramm für 
Verbrauchsteuern aus. 

Dieses innergemeinschaftliche Erfordernis deckt sich 
mit der schon lange von den Entwicklungsländern 
eindringlich vorgetragenen Bitte um Abschaffung 
dieser Verbrauchsteuern durch die Industrieländer. 
Wenn auch die Annahme müßig ist, daß eine Unter- 
suchung der Preiselastizität bei der Nachfrage nach 
den genannten Erzeugnissen zu einstimmig an- 
erkannten Ergebnissen führen könnte, so trifft es 
doch auch zu, daß rein intuitiv angenommen wird, 
eine Preissenkung würde für diese Erzeugnisse bes- 
sere Absatzbedingungen schaffen. 

Anläßlich der Maßnahmen zur Harmonisierung der 
indirekten Steuern könnte die Gemeinschaft hierzu 
durch eine schrittweise Abschaffung dieser Ver- 
brauchsteuern beitragen. Sie würde damit deutlich 
ihren Willen bekunden, die Belange der Entwick- 
lungsländer bei der Ausarbeitung und Durchführung 
ihrer gemeinsamen Politiken, in diesem Fall der 
Politik im Bereich der Steuerharmonisierung, zu be- 
rücksichtigen. 

Eine unvermittelte Abschaffung dieser Steuern 
wäre jedoch nicht sinnvoll; auf die wichtigste dieser 
Steuern, die Kaffeesteuer, entfällt nämlich nahezu 
1 v. H. der Haushaltseinnahmen in der Bundesrepu- 
blik und in Italien. Ein schrittweises Vorgehen ist 
daher angeraten, damit der Einnahmerückgang ent- 
schärft wird und die Mitgliedstaaten Gelegenheit 
haben, ersatzweise Einnahmen ausfindig zu machen. 

Abschnitt 4: 

Schutz der Ursprungsbezeichnungen für Lebensmittel 

Wie die allmähliche Abschaffung der Verbrauch- 
steuern auf tropische Erzeugnisse zeigt der Schutz 
der Ursprungsbezeichnungen für Lebensmittel aus 
den Entwicklungsländern, daß es Probleme gibt, bei 
denen sich die Erfordernisse der gemeinschaftlichen 
Politiken oder die Interessen des Verbrauchers in 
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der Gemeinschaft mit den Interessen der Entwick- 
lungsländer decken. Bisher wurde nämlich in der 
Gemeinschaft zum Schutz des Verbrauchers als Maß- 
stab die Nichttoxizität der Erzeugnisse ohne Berück- 
sichtigung des Erzeugnisursprungs angelegt. Die 
Verbraucher legen jedoch immer mehr Wert auf 
gesunde Lebensführung, so daß natürliche Erzeug- 
nisse gefragt sind und bei diesen wiederum nach 
der Qualität unterschieden wird. 

Aus dieser Überlegung müßte die Gemeinschaft zum 
Schutz der Bezeichnung der Erzeugnisse, die für die 
Entwicklungsländer in Frage kommen, und zur Ein- 
stufung der verschiedenen Erzeugnisse einer Kate- 
gorie nach einer möglichst objektiven Qualitätsskala 
Maßnahmen ergreifen. 

Der Schutz der Bezeichnung dieser Erzeugnisse läßt 
sich innerhalb der Gemeinschaft über die Gemein- 
schaftsvorschriften betreffend Lebensmittel errei- 
chen. Eine derartige Maßnahme in den Einfuhrlän- 
dern genügt jedoch nicht, um den Verkauf dieser 
Erzeugnisse zu fördern. Auch die Produzentenländer 
müssen stichhaltig gewährleisten können, daß diese 
Erzeugnisse tatsächlich den Angaben entsprechen 
und hygienisch einwandfrei sind. Die Vertreter der 
Entwicklungsländer selbst haben in verschiedenen 
internationalen Gremien, insbesondere im Rahmen 
des „Codex alimentarius", darauf hingewiesen, daß 
sie dringend technische Hilfe benötigen, um ein Netz 
von Kontrollstationen mit angemessener Ausrüstung 
und Fachpersonal einzurichten. 

Eine derartige Hilfe könnte von der Gemeinschaft 
gewährt werden; auf diese Weise ließen sich die 
Absatzmöglichkeiten für Agrarerzeugnisse der Ent- 
wicklungsländer beträchtlich erweitern. 

Um den Wünschen der Verbraucher nachzukommen, 
die immer mehr über Art, Ursprung und Zusammen- 
setzung der ihnen angebotenen Erzeugnisse voll- 
ständig unterrichtet sein wollen, ist es außerdem 
angezeigt, die Anbringung dieser Angaben auf den 
Außen- und Innenumschließungen zur Auflage zu 
machen. 

Schließlich können substituierbare Erzeugnisse von 
sehr unterschiedlicher Qualität sein. Recht häufig 
wird das Ansehen hochwertiger Erzeugnisse für an- 
dere Erzeugnisse minderer Qualität mißbraucht. Im 
eigentlichen Interesse des Produzenten und des Ver- 
brauchers wäre es nur angemessen, wenn zwischen 
den Bezeichnungen der einzelnen Erzeugnisse so 
eindeutig wie möglich unterschieden würde. In Be- 
tracht kämen hier Erzeugnisse wie Rum, Tapioka 
und Maniokmehl, Speiseöl usw. 

Angesichts dieser Sachlage wird die Kommission 
vorschlagen, daß die in der Gemeinschaft laufende 
Harmonisierung der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften genutzt wird, um die erforderlichen Maß- 
nahmen zu ergreifen. Sobald diese Maßnahmen im 
Rahmen neuer einschlägiger Rechtsvorschriften er- 


griffen wurden, müßte die Öffentlichkeit durch 
Pressekampagnen und insbesondere durch Unter- 
richtung der Verbraucherverbände informiert wer- 
den. 


KAPITEL II 

WEITERE MASSNAHMEN ZUR FÖRDERUNG 
DER WIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG 
DER ENTWICKLUNGSLÄNDER 

Eine erste Reihe weiterer Maßnahmen zur Förde- 
rung der wirtschaftlichen Entwicklung der Entwick- 
lungsländer ist zu treffen, um insbesondere 

— die Öffentlichen Leistungen x ) zu erhöhen und 
ihre Regelmäßigkeit zu gewährleisten; 

— die finanziellen Bedingungen der Hilfe zu er- 
leichtern; 

— in der Gemeinschaft eine Bindungsaufhebung 
der öffentlichen Mittel x ) einzuführen; 

— * die Hilfeleistungen zu harmonisieren; 

— die regionale Zusammenarbeit zwischen den Ent- 
wicklungsländern zu fördern. 

Abschnitt 1: 

Intensivierung und größere Regelmäßigkeit 
der öffentlichen Leistungen 

I. Feststellungen 

A. Mit Ausnahme der Niederlande ist der BSP- 
Anteil der Mitgliedstaaten für öffentliche Hilfelei- 
stungen an die Entwicklungsländer von 1960 bis 
1970 zurückgegangen 2 ). Das Ziel, 0,7 v. H. des BSP 
für die öffentliche Hilfe zu verwenden, ein Prozent- 
satz, den Frankreich bis 1967 regelmäßig überschrit- 
ten hat, wird seit 1968 von keinem Mitgliedstaat 
mehr erreicht. Von 1960 bis 1970 hat die Gemein- 
schaft demnach ihre Hilfeleistung aus öffentlichen 
Mitteln im Vergleich zu ihrer Hilfekapazität ganz 
erheblich vermindert. 

Da das Ziel von Nettokapitalleistungen in Höhe von 
0,7 v. H. des BSP in Form von öffentlichen Leistun- 
gen nicht erreicht wurde, wird auch das Ziel nicht 
erreicht werden können, das außer der auf inter- 
nationaler Ebene empfohlenen Zielsetzung einer 
Nettoleistung von mindestens 1 v. H. 3 ) des BSP in 
Form von öffentlichen und privaten Finanzmitteln 


0 Die Begriffe öffentliche Leistungen oder öffentliche 
Hilfen, die in den Ausführungen über diese Maßnah- 
men verwendet werden, sind als die „öffentliche Ent- 
wicklungshilfe" zu verstehen, wie sie in Band 4, An- 
lage 1, Absatz 2 a, i definiert ist. 

2 ) Prozentualer Anteil der öffentlichen Leistungen am 
BSP 

3 ) Prozentualer Anteil am BSP der Gesamtleistungen an 
die Entwicklungsländer in den Jahren 1960 und 1969 
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(in v. H.) 



Belgien 

BRD 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

EWG 

GB 

USA 

1960 

0,88 

0,49 

1,38 

0,30 

0,31 

1,08 

0,56 

0,45 

1969 

0,52 

0,35 

0,69 

0,17 

0,55 

0,53 

0,39 

0,35 

1970 *) 

0,48 

0,32 

0,65 

0,16 

0,63 

0,42 

0,37 

0,31 



Belgien 

BRD 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

EWG 

GB 

USA 

1960 

1,59 

0,88 

2,15 

0,85 

2,11 

1,66 

1,22 

0,75 

1969 

1,12 

1,33 

1,24 

1,03 

1,36 

1,24 

0,97 

0,49 

1970 *j 

1,17 

0,76 

1,24 

0,78 

1,44 

0,98 

1,00 

0,55 


als weiteres Ziel angestrebt wurde, nämlich den der- 
zeitigen Trend zur Stagnation der öffentlichen und 
privaten Nettoleistungen an die Entwicklungsländer 
und zur raschen Verschuldung dieser Länder in die 
entgegengesetzte Richtung zu lenken, damit sie die 
Möglichkeit haben, 1975 ihr Defizit aus den laufen- 
den Transaktionen auszugleichen, ohne ihre Aus- 
landsverschuldung übermäßig anwachsen zu lassen. 

ß. Durch den allgemeinen Kaufkraftschwund der 
Währungen 4 ) haben die öffentlichen Leistungen in 
dem in Betracht gezogenen Zeitraum unaufhörlich 
an Kaufkraft je Einheit verloren. Ein gewisser Aus- 
gleich wird hier jedoch dadurch geschaffen, daß das 
Ziel des jährlichen Transfers von 1 v. H. des BSP 
auf das BSP in jeweiligen Preisen Anwendung fin- 
det, denn auf diese Weise läßt sich sowohl der 
Zuwachs des BSP in Realwerten als auch die Preis- 
steigerung einbeziehen. 

C. Schließlich haben die Mitgliedstaaten ihre Bei- 
träge 5 ) in unterschiedlichem Umfang und vor allem 
häufig in recht ungleichmäßigem Tempo erhöht 5 ). 
Für die Empfängerländer ist es jedoch unerläßlich, 
daß ihnen die finanziellen Mittel kontinuierlich zu- 
fließen, damit sie ihre Entwicklung entsprechend den 
Forderungen planen können, die die Länder und 
Organisationen, von denen sie die Hilfe erhalten, 
übrigens selbst an sie stellen. Es ist daher nur nor- 
mal, daß diese Länder und Organisationen auch die 
erforderlichen Vorkehrungen treffen, damit die Ent- 
wicklungsländer öffentliche Leistungen mit größerer 
Regelmäßigkeit in Form eines „kontinuierlichen 
langfristigen Stroms" erhalten, wie in § 47 der inter- 
nationalen Strategie zur Auflage gemacht wird. 

II. Ziele und Vorschläge 

A. Bis spätestens 1975 Erreichung des Ziels eines 
jährlichen Transfers zugunsten der Entwicklungs- 
länder von öffentlichen Nettoleistungen, die für 
jeden Mitgliedstaat mindestens 0,7 v. H. des BSP 
entsprechen. 

Bei Erreichung eines für alle Mitgliedstaaten über- 
einstimmenden Ziels würde es leichter fallen, die 
Diskrepanzen in der Zusammensetzung der Hilfe der 
einzelnen Mitgliedstaaten teilweise zu beseitigen 
und damit den Nutzeffekt der Hilfe zu erhöhen. 


Nach Ansicht der Kommission sollten sich daher die 
Mitgliedstaaten verpflichten, daß jeder bis späte- 
stens 1975 das Ziel eines jährlichen Transfers an die 
Entwicklungsländer von öffentlichen Nettoleistun- 
gen in Höhe von mindestens 0,7 v. H. seines BSP 
verwirklicht, 

B. Programmplanung der öffentlichen Entwick- 
lungshilfe im Rahmen der mittelfristigen Wirt- 
schaftspolitik. 

In der Gemeinschaft könnte diese Programmplanung 
im Rahmen der Programme für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik vorgenommen werden, in die die Poli- 
tik der Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern als neuer Teil der Tätigkeit der Gemeinschaft 
einbezogen würde. 

Hierzu müßten alle Mitgliedstaaten ihre Zusagen an 
Entwicklungsländer mittelfristig planen, indem sie, 
wie einige dies bereits tun, mehrjährige Programm- 
gesetze ausarbeiten. 

Außerdem müßten diese Programmgesetze auf Ge- 
meinschaftsebene vor allem zu dem Zweck mitein- 
ander verglichen werden, allmählich zu einer Har- 
monisierung ihrer allgemeinen Ziele und der jeweils 
in Betracht kommenden Zeiträume zu gelangen. Auf 
diese Weise dürfte es gelingen, die einzelstaatlichen 
Politiken besser aufeinander und auf die Politik der 
Zusammenarbeit der Gemeinschaft abzustimmen so- 
wie eine größere Übereinstimmung mit den anderen 
gemeinsamen und gemeinschaftlichen Politiken zu 
erzielen. 

In diesem Sinn hat die Kommission in einer Mittei- 
lung an den Rat Stellung zu einem Schreiben des 
Präsidenten des Ausschusses für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik genommen, in welchem die Frage der 
Ausarbeitung einer kohärenten allgemeinen Strate- 
gie auf mittlere Sicht bei den Beziehungen mit den 
Entwicklungsländern angeschnitten wurde. 


*) Ohne Geschenke der freiwillig tätigen privaten Stellen 

4 ) Vgl. Anlagen 8 und 26 

5 ) Vgl. Band 2, Diagramme 2 und 3, Seiten 4 und 5 und 
Seiten 6 bis 21. Diesen Darstellungen ist zu entneh- 
men, daß von einem Jahr zum anderen Schwankungen 
um 30 v. H. und mehr nach oben oder nach unten 
durchaus üblich sind. 
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Abschnitt 2: 

Erleichterung der finanziellen Bedingungen 
der Hilfen 

I. Feststellungen 

A. Wachsende Verschuldung 
der Entwicklungsländer 

1. Seit den fünfziger Jahren hat sich die Höhe 
der Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer 
und der Schuldendienst um ein Vielfaches erhöht, so 
daß einigen Vorausberechnungen zufolge ein großer 
Teil der Entwicklungsländer in etwa zehn Jahren 
gezwungen sein dürfte, mehr für Kapitaltilgung und 
Zinsen aufzuwenden, als sie bei dem derzeitigen 
Tempo und den gegenwärtigen Bedingungen an 
Zahlungen erhalten würden. Nach Angaben der 
Weltbank soll sich die Globalverschuldung der Ent- 
wicklungsländer Ende 1970 auf 67 Milliarden Dollar 
belaufen und damit innerhalb von sechs Jahren 
verdoppelt haben. Ende 1970 wurde der Schulden- 
dienst mit rund 6 Milliarden Dollar 2 * * * 6 ) beziffert, ein 
Betrag, der mit den auf 55 Milliarden Dollar ge- 
schätzten Ausfuhren der Entwicklungsländer im 
Jahre 1970 in Beziehung zu setzen ist. 

Hinter diesen Globalziffern verbergen sich erheb- 
liche Unterschiede zwischen den einzelnen Entwick- 
lungsländern. Einige von ihnen haben sich in den 
vergangenen Jahren in einer so schweren Krisen- 
lage befunden, daß sie die Einschaltung von Gläu- 
bigerkonsortien beantragen mußten. 

2. Die übermäßige Verschuldung einer großen 
Zahl von Entwicklungsländern ist im allgemeinen 

darauf zurückzuführen, daß die bereitgestellten Mit- 

tel in unzweckmäßiger Weise verwendet wurden, 

also zur Finanzierung von Arbeiten und Anlagen 

zu geringer Rentabilität, ohne klare Zielsetzung 

oder in zu abgelegenen Gebieten. Außerdem liegt 

der Grund in der zunehmenden Inanspruchnahme 
von Lieferantenkrediten. Zur Steigerung ihres Ex- 
ports, vor allem in die Entwicklungsländer, über- 
bieten sich die Industrieländer hier gegenseitig. Dies 
führt zu einer immer längeren Laufzeit der Kredite, 
die zusammen mit den durch die derzeitige Wirt- 


schaftslage bedingten harten finanziellen Bedingun- 
gen die Verschuldung der Entwicklungsländer noch 
vergrößert. 

B. Starke Unterschiede bei den finanziellen Bedin- 
gungen für öffentliche Hilfen der Gemeinschaft 

1 . Die finanziellen Bedingungen für die öffent- 
lichen Hilfen der Mitgliedstaaten und der Gemein- 
schaft weisen von einer Hilfsquelle zur anderen 
starke Unterschiede auf, so daß gleichartige Pro- 
jekte mit vergleichbarer Rentabilität zu sehr unter- 
schiedlichen Bedingungen finanziert werden, ohne 
daß der Grund hierfür in der relativen Verschul- 
dungskapazität der Empfängerländer zu suchen 
wäre. Ganz im Gegenteil, die gleichen Länder wer- 
den je nach den Gebern sehr unterschiedlich behan- 
delt, auch wenn die zu finanzierenden Vorhaben 
vergleichbar sind. 

Verständlicherweise ruft diese Verschiedenheit der 
finanziellen Bedingungen Zurückhaltung bei den 
großzügigsten Gebern hervor, besonders wenn es 
sich um Vorhaben handelt, die zusammen mit ande- 
ren finanziert werden sollen. Geber, die an sich sehr 
günstige Bedingungen gewähren, sind keineswegs 
geneigt, auf diese Weise die an weniger großzügige 
Geber gezahlten Zinsen indirekt zu subventionie- 
ren. Sehr zum Schaden der hilfeempfangenden Ent- 
wicklungsländer werden sie sich daher eher den 
ungünstigeren Bedingungen dieser Geber anglei- 
chen. 

2. Bei dem Anteil der öffentlichen Mittel, die 
bilateral für Geschenke und in Form von Darlehen 
verwendet werden, nehmen die Mitgliedstaaten eine 
unterschiedliche Haltung ein 7 ). In Belgien, Frank- 
reich und in den Niederlanden übersteigen die 
Beträge für Geschenke, wenn auch in veränderlichen 
Verhältnissen, durchweg die der Darlehen. In 
Deutschland und Italien liegen die Verhältnisse 
genau umgekehrt. Zum Teil richtet sich dies nach 
der Art der von jedem Staat finanzierten Maßnah- 
men, insbesondere nach dem mehr oder minder 
großen Umfang der technischen Hilfe 8 ), die nahezu 
ausschließlich als Geschenk gewährt wird. 



Belgien 

BRD 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

EWG 

GB 

USA 

1958 

89/11 

58/42 

91/9 

38/62 

87/13 

85/15 

61/39 

79/21 

1969 

91/9 

45/55 

81/19 

30/70 

59/41 

66/34 

59/41 

52/48 

1970 

93/7 

45/55 

77/23 

48/52 

55/45 

64/36 

50/50 

49/51 



Belgien 

BRD 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

EWG 

GB 

USA 

1969 

53 

33 

50 

12 

29 

41 

29 

23 

1970 

55 

41 

49 

.23 

25 

44 

27 

21 


6 ) Gegen Ende des letzten Jahrzehnts hat sich das Anwachsen des Schuldendienstes, der anfänglich sehr 
stark zugenommen hatte, jedoch verlangsamt, und zwar vor allen wegen der besseren Bedingungen für 
öffentliche Darlehen, der Eindämmung des gegenseitigen überbietens bei garantierten privaten Krediten 
und der Umschuldungen. 

7) Anteil der Geschenke und der Darlehen an die bilateralen öffentlichen Leistungen in den Jahren 1958, 
1969 und 1970 (in v. H.) 

8 ) Anteil der technischen Hilfe an der bilateralen öffentlichen Hilfe 
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Ganz allgemein ist der Anteil der Geschenke an der 
öffentlichen Gesamthilfe der Gemeinschaft von 1958 
bis 1969/70 erheblich zurückgegangen. 

Auch bei den Bedingungen (Laufzeit, Zinssätze, til- 
gungsfreie Laufzeit) der öffentlichen Darlehen sind 
große Unterschiede festzustellen. 

C. Hoher Anteil der Exportkredite 

an den Gesamtleistungen der Gemeinschaft 
an die Entwicklungsländer 

Hinzuweisen ist ferner darauf, daß die Mitglied- 
staaten ihren Abnehmern in den Entwicklungslän- 
dern in hohem Maße (garantierte oder nichtgaran- 
tierte) Exportkredite gewähren, durch die diese 
Abnehmer in eine gefährliche Verschuldung geraten 
könnten. 


Gleichzeitig mit der Umgestaltung der bisher ver- 
folgten Politik in der beschriebenen Weise wird 
sich die Gemeinschaft um Durchsetzung dieser Aus- 
richtung gegenüber den anderen Industrieländern 
bemühen, damit die Entwicklungsländer besser ge- 
schützt werden, aber auch, um zu vermeiden, daß 
die Exporteure der Gemeinschaft in den Entwick- 
lungsländern durch Exporteure anderer Industrie- 
länder verdrängt werden. 


77. Vorschläge 

A. Zur schrittweisen Harmonisierung der Kriterien, 
die unter Berücksichtigung der Art und Lage des 
Empfängerlandes bei den verschiedenen öffentlichen 
Hilfen bilateraler und gemeinschaftlicher Art zur 
Festsetzung der finanziellen Modalitäten für ver- 
gleichbare Entwicklungsmaßnahmen angewandt 
werden, sollte im Rahmen der Gemeinschaft eine 
regelmäßige Absprache eingeführt werden. 

B. Da der DAC genaue Ziele für die finanziellen 
Bedingungen der Hilfen 9 ) gesetzt hat, wäre es an- 
gebracht, wenn die Gemeinschaft insgesamt für die 
Erreichung dieser Ziele sorgte. Zu diesem Zweck 
müßten die Mitgliedstaaten, die Kommission und 
die Europäische Investitionsbank jedes Jahr die 
Entwicklung der finanziellen Globalbedingungen 
ihrer öffentlichen Hilfe vergleichen, damit gewähr- 
leistet ist, daß wenigstens die Zielsetzungen jedes 
Jahr von allen verwirklicht werden. 

C. Bei den Arbeiten im Zusammenhang mit priva- 
ten Krediten im Rahmen der Koordinierungsgruppe 
für das Kreditversicherungswesen müßte die Ge- 
meinschaft auch die Belange der Entwicklungsländer 
berücksichtigen; es müßte also bei der Gewährung 
von privaten Krediten an die Entwicklungsländer 
ein besseres Gleichgewicht zwischen dem Interesse 
der europäischen Exporteure und dem der Entwick- 
lungsländer angestrebt werden, damit die Bedin- 
gungen dieser Kredite (Zinssatz, Dauer) nach und 
nach den Regeln entsprechen, die zur Vermeidung 
einer übermäßigen Verschuldung der Empfängerlän- 
der unerläßlich sind. Hauptsächlich müßte durch 
diese Regel eine Verwendung der Lieferungen aus 
dem Kredit gewährleistet sein, die zu einer Netto- 
Kapitalrentabilität in Devisen (oder zumindest wirt- 
schaftlich), die höher ist als die Zinsbelastung, und 
zu einer wirtschaftlichen Nutzungsdauer führt, die 
mindestens ebenso lang ist wie die Laufzeit des 
Darlehens. 


9 ) In dem 1969 vom DAC genehmigten Nachtrag zu den 
Empfehlungen von 1965 über die finanziellen Bedin- 
gungen und Modalitäten der Hilfe - dieser Nachtrag 
soll allerdings 1972 überprüft und gegebenenfalls ge- 
ändert werden - ist festgelegt, daß die DAC-Länder 
zur Erfüllung der Zielsetzungen 

— entweder mindestens 70 v. H. ihrer öffentlichen 
Entwicklungshilfe in Form von Geschenken oder 
geschenkähnlichen Beiträgen zu leisten haben; 

— oder ihren Verpflichtungen aus der Öffentlichen 
Entwicklungshilfe zu mindestens 85 v. H. in der 
Weise nachzukommen haben, daß jede Einzel- 
transaktion zu mindestens 61 v. H. ein Geschenk 
darstellt *) ; 

— oder sich zu vergewissern haben, daß 85 v. H. ihrer 
Verpflichtungen aus der Öffentlichen Entwicklungs- 
hilfe einen durchschnittlichen Geschenkanteil von 
mindestens 85 v. H. enthalten **) ; 

Der Geschenkanteil wird definiert als der Nominal- 
wert der zugesagten Finanzierung abzüglich des 
Tageswerts (Satz der Abzinsung auf den Gegenstand 
10 v. H.) der hierauf bezüglichen Tilgungs- und Zins- 
zahlungen. 

Bei der Beurteilung, wie weit die Geberländer ihren 
Verpflichtungen nachgekommen sind, wird auch der 
Umfang der Hilfe berücksichtigt. Die obigen Auflagen 
werden als nichterfüllt angesehen, wenn ein Land sei- 
nen Verpflichtungen in einer Höhe nachgekommen ist, 
die in Prozent des BSP eindeutig unter dem DAC- 
Durchschnitt liegt. 


Beispiele für 
von 61 v. H. 

Darlehen mit einem 

„Geschenkanteil 

Laufzeit 

Freijahre 

Zinssatz 

30 Jahre 

8 Jahre 

2,5 v. H. 

38 Jahre 

10 Jahre 

3,0 v. H. 

25 Jahre 

7 Jahre 

2,0 v. H. 


**) Programme, die diesen durchschnittlichen Geschenk- 
anteil enthalten, setzen sich beispielsweise folgender- 
maßen zusammen: 

— Geschenkanteil 52 v. H. und Darlehensanteil 
33 v. H. bei einer Laufzeit von 30 Jahren, 8 Frei- 
jahren und einem Zinssatz von 2,5 v. H.; 

— Geschenkanteil 57 °/o und Darlehensanteil 28 °/o mit 
25 Jahren Laufzeit, 7 Freijahren und 3 % Zinsen; 
— Geschenkanteil 65°/o und Darlehensanteil 20% mit 
20 Jahren Laufzeit, 5 Freijahren und 4,5% Zinsen. 
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Abschnitt 3: 

Allmähliche Bindungsaufhebungen 
bei Hilfen auf Gemeinsdiaftsebene 

I. Feststellungen 

A. Schematisch gesehen, besteht die Bindung der 
Hilfe in der Verpflichtung 10 ) des Begünstigten, die 
empfangene Hilfe im Geberland zu verwenden. In 
den bilateralen Beziehungen zwischen Industrielän- 
dern und Entwicklungsländern ist die gebundene 
Hilfe gang und gäbe. In den Organisationen für 
multilaterale Zusammenarbeit gilt die Regel der 
Bindungsaufhebung zwischen den Mitgliedern der 
Organisation, zu denen zuweilen Entwicklungslän- 
der hinzukommen. In der Gemeinschaft unterliegt 
die EEF-Hilfe zwischen den Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten und der AASM und ÜLG keiner 
Bindung. 

B. Die Gründe für die Hilfebindung sind außer- 
ordentlich zahlreich. Vor allem heißt es, daß die 
Bindung der Hilfe 

1. die Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern ermöglicht, ohne Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten hervorzurufen; 

2. in der öffentlichen Meinung eher Verständnis für 
die Zusammenarbeit erweckt, da auf diese Weise 
natürliche und juristische Personen der Geber- 
länder Aufträge erhalten; 

3. die Umgehung des Hindernisses durch die un- 
gleiche Wettbewerbsfähigkeit der Industrielän- 
der ermöglicht, die sonst dazu führt, daß die 
bindungsfreie Hilfe vor allem in den Ländern 
mit der stärksten Wettbewerbsstellung verwen- 
det wird. 

C. Durch die begrenzte Möglichkeit bei der Lie- 
ferantenwahl ist der Nutzeffekt der gebundenen 
Hilfe jedoch geringer als bei der bindungsfreien 
Hilfe, da sie kostenaufwendiger ist und dazu führen 
kann, daß einige technische Lösungen, die es gibt 
und die einem konkreten Bedarf besser entspre- 
chen würden, nicht in Anspruch genommen werden 
können. 

Zwar läßt sich nicht in Abrede stellen, daß die inter- 
nationalen Ausschreibungen zu einem starken Druck 
auf die Preisangebote führen. Doch kann man sich 
auch fragen, ob Überlieferungen, Gewohnheiten und 
Zusammensetzung der Materialparks sich nicht da- 
hin gehend auswirken dürften, die Bindungsaufhe- 
bung teilweise zu neutralisieren und damit die Be- 
fürchtungen ihrer Gegner zu verringern. 

II. Vorschlag 

Angesichts der Vorteile der Bindungsaufhebung ist 
es verständlich, daß sich zahlreiche internationale 
Organisationen mit dieser Frage befaßt haben und 


daß sie Gegenstand zahlreicher Arbeiten war. We- 
gen der schwierigen Weltwirtschaftslage sind die 
vom DAC eingeleiteten Arbeiten vorübergehend 
eingestellt worden. 

In einer zur Wirtschafts- und Währungsunion hin- 
strebenden Gemeinschaft verlieren die Schranken, 
die durch die Bindung der Hilfe beibehalten werden, 
ihren Sinn, je mehr die Schranken zwischen den 
Wirtschaftsbereichen der Mitgliedstaaten abgebaut 
werden und sich bei den Auslandszahlungen eine 
Gemeinschaftssolidarität entwickelt. Dieser Entwick- 
lung würde weit eher eine schrittweise gemein- 
schaftliche Bindungsaufhebung bei den bilateralen 
Hilfen der Mitgliedstaaten entsprechen; anzufangen 
wäre bei den Darlehen 11 ), hier handelt es sich um 
die Bindungsaufhebung bei einem verhältnismäßig 
bescheidenen Volumen, denn 1970 beliefen sich die 
öffentlichen Entwicklungsdarlehen auf 650 Millionen 
Dollar, von denen etwa zwei Drittel bereits von 
Rechts wegen bindungsfrei waren. 

Doch führen einige Praktiken dazu, daß die Bin- 
dungsaufhebung von Rechts wegen nicht immer in 
die Tat umgesetzt wird. In erster Linie ist daher zu 
gewährleisten, daß die Bindungsaufhebung auch tat- 
sächlich angewandt wird. Die beste Lösung besteht 
darin, in alle Darlehensabkommen, auch in die, für 
die bereits von Rechts wegen keine Bindung besteht, 
eine Klausel aufzunehmen, die ausdrücklich eine 
Bindungsaufhebung auf Gemeinschaftsebene vor- 
schreibt. 

Entsprechend der Gemeinschaftspraxis muß diese 
Klausel außerdem vorsehen, daß auch die natür- 
lichen und juristischen Personen des begünstigten 
Entwicklungslandes bis zur Höhe des betreffenden 
Darlehens für die, Vergabe von Aufträgen in Be- 
tracht kommen. 

Schließlich ist die Klausel noch dahin gehend zu er- 
gänzen, daß ein Publizitätssystem, ein Verfahren zur 
Prüfung der Lastenhefte usw. vorgesehen werden, 
damit eine uneingeschränkte Wirksamkeit der Klau- 
sel gewährleistet wird. 


10 ) Die Bindung kann von Rechts wegen bestehen; dies 
ist der Fall, wenn das Abkommen über die Zusammen- 
arbeit dies ausdrücklich vorschreibt. Sehr häufig han- 
delt es sich um eine De-facto-Bindung; auch wenn das 
Abkommen hierüber nichts aussagt oder eine inter- 
nationale Ausschreibung vorsieht, können die Spezifi- 
zierungen so sein, daß sie einer Bindung gleichkom- 
men, auch kann die Durchführung des Abkommens 
unter Umständen unter politischem Druck erfolgen. 

11) Nach der Bindungsaufhebung bei den Darlehen müßte 
geprüft werden, ob diese Aufhebung nicht auch bei 
den Geschenken erreicht werden könnte, die sich hier- 
zu eignen würden. Die bis dahin erzielten Fortschritte 
auf dem Wege zur Wirtschaftsintegration dürften es 
mit sich bringen, daß das Problem dann weit weniger 
schwierig ist als gegenwärtig. 
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Wegen der Unterschiede in Struktur und Volumen 
der Hilfe der Mitgliedstaaten ist eine Reihe von 
Vorkehrungen zu treffen; von der Bindungsauf- 
hebung bei den bilateralen öffentlichen Darlehen 
kann ein Mitgliedstaat um so stärker betroffen 
werden, je größer der Anteil der Darlehen in der 
Struktur seiner Hilfe und je umfangreicher das 
Volumen dieser Darlehen ist. Zu diesem Zweck sind 
Modalitäten einer progressiven Anwendung des 
Systems auszuarbeiten, die eine ausgewogene Be- 
lastung durch die Bindungsaufhebung für die ein- 
zelnen Mitgliedstaaten gewährleisten. 


Abschnitt 4: 

Koordinierung auf Gemeinschaftsebene 
der Hilfsmaßnahmen und der technischen Hilfe 

I. Feststellung 

Sowohl bei den spezifischen Zielen, die mit den 
Hilfsmaßnahmen verfolgt werden, als auch bei den 
Methoden dieser Hilfeleistung, läßt die Bilanz, die 
über die Politik der Zusammenarbeit der Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft aufgestellt worden ist, 
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen 
bilateralen und gemeinschaftlichen Hilfen und Maß- 
nahmen der technischen Hilfe erkennen. Diese feh- 
lende Harmonisierung der Hilfen für die gleichen 
Entwicklungsländer oder -regionen vermindert den 
Nutzeffekt der Hilfen ganz erheblich, denn die Mit- 
tel erreichen ihren vollen Nutzeffekt nur dann, wenn 
mit ihnen die gleichen Ziele unter Anwendung über- 
einstimmender Methoden verfolgt werden. In der 
Praxis führt dies dann zu gegenseitigem überbieten, 
Überschneidungen oder Lücken, die sich mit einhei- 
mischen Mitteln nicht überbrücken lassen. 

Die Kommission sah sich daher veranlaßt, zur Be- 
seitigung dieser Mißstände Lösungen ausfindig zu 
machen. Ihre Bemühungen haben sich vornehmlich 
auf zwei Bereiche erstreckt: 

— Eine bilaterale Koordinierung der von der Kom- 
mission verwalteten Hilfen der Gemeinschaft und 
der Hilfen jedes Mitgliedstaats zugunsten der 
AASM und ULG ist in die Wege geleitet wor- 
den. Dank der Anwendung des internen Finanz- 
abkommens vom 29. Juli 1969 (Artikel 17), das 
vorschreibt, daß jeder Mitgliedstaat der Kom- 
mission alle zweckdienlichen Auskünfte über die 
Hilfen an die assoziierten Staaten, Länder und 
Gebiete und an die französischen überseeischen 
Departements, die von ihm geplant oder gewährt 
werden, zu übermitteln hat und daß die Kommis- 
sion die gleichen Auskünfte bei den internatio- 
nalen Institutionen oder anderen hilfegewähren- 
den Stellen einholt, dürfte diese Koordinierung 
allmählich lückenlos durchgeführt werden kön- 


nen. Unerläßliche Voraussetzung für eine effek- 
tive, den Beschlüssen über Hilfe vorausgehende 
Koordinierung ist nämlich eine lückenlose Infor- 
mation. 

— Auf seiner Sitzung vom 19. Oktober 1960 hat der 
Rat eine Gruppe für technische Hilfe eingesetzt 
mit dem Ziel, zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission eine aktive Zusammenarbeit zu 
fördern und gemeinsame Lösungen für die beson- 
deren Probleme im Zusammenhang mit der den 
Entwicklungsländern gewährten technischen 
Hilfe auszuarbeiten. Zu dem Aufgabenbereich 
dieser Gruppe gehören der Austausch von Infor- 
mationen über die Tätigkeit der Mitgliedstaaten 
und der Kommission, die Prüfung von Anträgen 
der Entwicklungsländer auf technische Hilfe, um 
insbesondere zu ermitteln, wie diesen Anträgen 
optimal nachzukommen ist, und um später die 
Möglichkeit gemeinsamer Maßnahmen im Be- 
reich der technischen Hilfe zu untersuchen. Die 
Kommission behält sich vor, demnächst Vor- 
schläge über die Beteiligung dieser Gruppe an 
dem Verfahren des Dialogs und der Zusammen- 
arbeit mit Lateinamerika zu unterbreiten. 


II. Vorschlag 

Aufgrund ihrer Erfahrungen mit Hilfen an die 
AASM und ÜLG schlägt die Kommission eine Aus- 
weitung und Verallgemeinerung der gegenseitigen 
Informierung innerhalb der Gemeinschaft über ein- 
gegangene Hilfeanträge, Absichten hinsichtlich die- 
ser Anträge und gefaßte Beschlüsse vor, soweit 
hiervon ein Entwicklungsland betroffen ist, das mit 
der Gemeinschaft assoziiert ist oder eine umfang- 
reiche Hilfe von mindestens zwei Mitgliedstaaten 
und gegebenenfalls von der Gemeinschaft (ein- 
schließlich Nahrungsmittelhilfe) erhält. 

Diese Auskünfte sollten der Kommission zugeleitet 
werden, die dann auf Überschneidungen oder et- 
waige Lücken bei der Erteilung der Hilfe sowie auf 
mögliche Diskrepanzen zwischen den spezifischen 
Zielsetzungen und den jeweiligen Methoden, die 
den Nutzeffekt der Hilfe mindern können, hinwei- 
sen würde. Die anhand dieser Auskünfte vorgenom- 
mene gegenseitige Abstimmung der Hilfen der Mit- 
gliedstaaten und der Gemeinschaft als Gesamtheit 
dürfte es jeder Stelle, die Hilfe gewährt, ermög- 
lichen, ihre eigenen konkreten Leistungen für jedes 
hilfeempfangende Land in einem ergänzenden ge- 
meinschaftlichen Rahmen vorauszuplanen, der regel- 
mäßig, beispielsweise einmal jährlich, dem neuesten 
Stand angepaßt würde. 

Auch wird die Kommission dem Rat jedes Jahr 
über den Informationsaustausch und über die Fort- 
schritte bei der Koordinierung der von der Gemein- 
schaft und den Mitgliedstaaten verfolgten Politik 
der Zusammenarbeit berichten. 
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Abschnitt 5: 

Förderung einer besseren regionalen Zusammen- 
arbeit zwischen den Entwicklungsländern 

1. Feststellungen 

A. Daß es für die Entwicklungsländer notwendig 
ist, ihre regionale Zusammenarbeit durch wirtschaft- 
liche Zusammenschlüsse besser zu organisieren, 
wird heute durchweg anerkannt. Die zwischen ihren 
Märkten noch bestehenden Schranken verhindern 
nämlich eine natürliche Ergänzung und führen dazu, 
daß sich die Entwicklungsländer nicht die Vorteile 
der Spezialisierung und der kostengünstigen Serien- 
fertigung zunutze machen können, da die Märkte 
einer großen Zahl von Entwicklungsländern nicht 
groß genug sind. In einigen Entwicklungsländern, 
besonders in Lateinamerika, hat dieses Phänomen 
bereits besorgniserregende Ausmaße angenommen, 
da die Industrialisierung - ein Sektor, auf dem 
sich die Aufteilung in stark abgeschirmte nationale 
Märkte als besonders nachteilig erwiesen hat - 
unter wirtschaftlich häufig nachteiligen Bedingun- 
gen vorgenommen wurde. Ein wirksames Mittel, 
um hier Einhalt zu gebieten, wäre die Förderung der 
regionalen Zusammenarbeit zwischen Entwicklungs- 
ländern, die zu einer Beschleunigung ihrer Entwick- 
lung beitragen würde. Immer mehr werden sich die 
Entwicklungsländer bewußt, daß eine bessere regio- 
nale Zusammenarbeit notwendig ist, wie dies zahl- 
reiche, zu diesem Zweck gebildete Zusammen- 
schlüsse beweisen. Aus verschiedenen Gründen ha- 
ben sich jedoch nur wenige dieser Zusammen- 
schlüsse als fähig erwiesen, die ihnen gesteckten 
Ziele zu erreichen. 

B. Der Gedanke liegt nahe, daß die Gemeinschaft, 
deren wirtschaftliche Daseinsberechtigung gerade 
auf die Tatsache zurückzuführen ist, daß sich ihre 
Mitgliedstaaten der Notwendigkeit einer für alle 
Partner nutzbringenden Wirtschaftsintegration be- 
wußt geworden sind, ganz besonders berufen ist, 
die Entwicklungsländer in diesem Bereich zu unter- 
stützen und ihnen ihre eigene Erfahrung zugute 
kommen zu lassen. Hierbei handelt es sich um einen 
Bereich, in dem die Gemeinschaft mit verhältnis- 
mäßig bescheidenen Finanzmitteln nützliche Arbeit 
leisten könnte. 

C. Durch die Assoziierung mit den AASM, die un- 
bestritten zu einer engeren Zusammenarbeit zwi- 
schen den AASM geführt hat, verfügt sie hier übri- 
gens über beachtliche Erfahrungen. Der multilaterale 
Charakter der Assoziation ist nämlich für die Zu- 
sammenarbeit zwischen diesen Ländern förderlich 
gewesen. 

1. Die normale Anwendung der institutioneilen Be- 
stimmungen, aber auch der Geist und das allge- 
meine Klima der Assoziation haben die AASM 
ganz eindeutig zur Zusammenarbeit veranlaßt. 


Dank der Assoziation haben diese Länder sich 
vor allem besser kennengelernt. Um gemeinsame 
Stellungnahmen der AASM zu den verschiede- 
nen Problemen auf den Tagesordnungen der Sit- 
zungen der Institutionen festlegen zu können, 
haben die AASM ihre Zusammenarbeit organi- 
sieren müssen. Sie sorgen ständig für eine 
zweckdienliche Koordinierung. 

2. Im Bereich der finanziellen und technischen Zu- 
sammenarbeit hat sich die Gemeinschaft stets 
bemüht, einen spezifischen Beitrag für Vorhaben 
zu leisten, die mehrere AASM betreffen. Hier 
seien die technische Unterstützung regionaler 
Stellen (UDEAC, UDEAO), die Studien von regio- 
nalem Interesse über Industrialisierung, Vieh- 
zucht usw. genannt. 


II. Vorschläge 

Dank ihrer Grundsätze und ihrer Erfahrungen mit. 
Entwicklungsländern im allgemeinen, besonders 
aber mit ganz bestimmten Gruppen von Entwick- 
lungsländern 12 ), ist die Gemeinschaft besonders be- 
fähigt, die Entwicklungsländer, die eine regionale 
Zusammenarbeit aufnehmen öder die von ihnen 
bereits in dieser Richtung unternommenen Bemü- 
hungen verstärken möchten, zweckdienlich zu unter- 
stützen. 

A. Statt bilateraler Beziehungen zu einzelnen Ent- 
wicklungsländern sollte die Gemeinschaft ihre Be- 
ziehungen eher zu Regionalgruppen von Entwick- 
lungsländern ausbauen. 

B. Die Gemeinschaft müßte in die Lage versetzt 
werden, den Entwicklungsländern technische Hilfe 
zu leisten, um ihnen beim Aufbau oder bei der Ver- 
besserung von Systemen regionaler wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit zu helfen. Je nach den verfügbaren 
Mitteln könnte diese Hilfe folgende Formen anneh- 
men: 

1. Praktika in ihren Dienststellen für Staatsangehö- 
rige der Entwicklungsländer, die entweder auf 
nationaler Ebene oder in regionalen Organisatio- 
nen bei der Ausarbeitung oder Verwirklichung 
von Systemen regionaler Zusammenarbeit zwi- 
schen den Entwicklungsländern beizutragen ha- 
ben; 


12) Das beste Beispiel für ein multilaterales Abkommen 
mit einer Gruppe von Entwicklungsländern ist das 
Jaunde-Abkommen. Das Arusha- Abkommen bildet ein 
weiteres Beispiel für die Zusammenarbeit mit einer 
Gruppe von Entwicklungsländern, die bereits unter- 
einander durch Einrichtungen der Wirtschaftsintegra- 
tion verbunden sind. Die Kontakte mit Lateinamerika 
(ANDEN-Gruppe usw.) liegen auf der gleichen Ebene.. 
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2. unter ihrer Schirmherrschaft veranstaltete Kollo- 
quien, auf denen die europäische Erfahrung im 
Bereich von Handel, Wirtschaft, Sozialwesen, 
Steuerwesen, Statistik, Recht, institutionellen 
Einrichtungen usw. erläutert werden soll, um den 
Regierungsstellen der Entwicklungsländer die 
Wahl zu erleichtern; 

3. Entsendung von Fachleuten 13 ), die nach ihrer 
praktischen Erfahrung in Wirtschaftsintegration 
ausgewählt werden; es kann sich um unabhän- 
gige Fachleute oder um europäische Beamte han- 
deln; im letzten Fall müßte vorher festgelegt 
werden, in welcher Eigenschaft sie den Regional- 
stellen zur Verfügung gestellt werden. Ange- 
sichts der wachsenden Schwierigkeiten bei der 
Beschaffung von Fachleuten für regionale Zu- 
sammenarbeit, aber auch für andere Fachrichtun- 
gen, drängt sich ganz allgemein die Frage auf, 
ob es für die Gemeinschaft nicht sinnvoller wäre, 
eine Gruppe derartiger Fachleute zu bilden - 


struktureller Aufbau und Verwaltung dieser 
Gruppen müßten in geeigneter Weise erfolgen -, 
die ihr aufgrund einer zwischen der Gemein- 
schaft und ihnen abzuschließenden Vereinbarung 
mit Vorrang zur Verfügung stehen würden. 

4. Übernahme von Studien ^ur Lösung konkreter 
Probleme der regionalen Zusammenarbeit mit 
dem Ziel; 

a) geeignete Mittel und Einrichtungen für die 
Verwirklichung der regionalen Zusammen- 
arbeit vorzuschlagen; 

b) die Finanzierung durch die Gemeinschaft (öf- 
fentliche Hilfen der Mitgliedstaaten, private 
Kredite oder Investitionen aus der Gemein- 
schaft, Europäische Investitionsbank usw.) 
von Vorhaben mit regionalem Interesse, die 
im Rahmen bestehender Zusammenschlüsse 
zwischen Entwicklungsländern in die Tat um- 
zusetzen sind, vorzubereiten. 


iS) Der Einsatz von Fachleuten wirft ganz allgemein das 
Problem der Anwerbung von Mitarbeitern auf, ihrer 
Ausbildung, ihrer Laufbahn, des auf sie Anwendung 
findenden Statuts usw., ein Problem, das bereits in 
noch größerem Maße bei der technischen Zusammen- 
arbeit zwischen der Gemeinschaft und den AASM auf- 
tritt. 
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